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„Ulm: Mann schießt auf Landratsamt –
Anklage wegen Aggression“

Ulm: Ein 45-Jähriger wird angeklagt, nach einem
Terminmissverständnis auf das Landratsamt geschossen

zu haben. Schadenshöhe: über 5.000 Euro.

Die Schüsse auf das Landratsamt des Alb-Donau-Kreises in Ulm
am 22. Dezember 2023 werfen Schlaglichter auf die
zunehmende Gewalt gegen öffentliche Institutionen. Der Vorfall
ereignete sich frühmorgens, als ein 45-jähriger Mann aus
Blaustein mit einer halbautomatischen Waffe auf die Fenster des
Amts feuerte, was zu einem geschätzten Schaden von über
5.000 Euro führte.

Hintergründe des Vorfalls

Der Beschuldigte, der bereits wegen Gewaltdelikten vorbestraft
ist und sich in einem Bewährungsprogramm befindet, wollte
nach eigenen Angaben einen Aufenthaltstitel abholen. Dies
wurde ihm jedoch ohne Termin verwehrt, was ihn offenbar zu
dem gewalttätigen Schritt verleitet hat. Die Staatsanwaltschaft
hat Anklage erhoben und wirft ihm das vorsätzliche und
unerlaubte Führen einer Waffe sowie Sachbeschädigung vor. Der
Beschuldigte bestreitet die Vorwürfe, bleibt jedoch vorerst auf
freiem Fuß.

Reaktionen der Behörden

Landrat Heiner Scheffold hat den Vorfall als eine „neue Qualität
der Aggression“ eingestuft. Diese Einschätzung verdeutlicht die
Besorgnis der Behörden über die Sicherheit von Mitarbeitern in



öffentlichen Institutionen. Scheffold betonte, dass solche
Straftaten mit aller Härte verfolgt werden sollten, um ein klares
Signal gegen Gewalt zu setzen.

Auswirkungen auf die Gemeinschaft

Die Schüsse haben nicht nur materielle Schäden verursacht,
sondern auch das Sicherheitsgefühl der Belegschaft massiv
beeinträchtigt. Der Vorfall hat eine Diskussion über die
Sicherheitsvorkehrungen in öffentlichen Ämtern angestoßen. Die
Kreisverwaltung plant bereits, die Sicherheitsmaßnahmen in
ihren Einrichtungen zu verstärken, um zukünftige Vorfälle zu
verhindern und den Mitarbeitern ein sicheres Arbeitsumfeld zu
gewährleisten.

Sicherheitsvorkehrungen im öffentlichen
Dienst

Die steigende Gewalt gegen behördliche Einrichtungen ist Teil
eines besorgniserregenden Trends. Immer mehr öffentliche
Dienststellen sehen sich mit Bedrohung und Aggression
konfrontiert. Diese Entwicklungen erfordern neue Strategien zur
Sicherheit und zum Schutz der Mitarbeiter, um die Integrität und
Funktionsfähigkeit öffentlicher Institutionen aufrechtzuerhalten.

In Anbetracht der aktuellen Lage sind alle Beteiligten gefordert,
sowohl präventive Maßnahmen zu etablieren als auch auf die
wachsende Aggression in der Gesellschaft adäquat zu reagieren.
Das Beispiel aus Ulm könnte dazu führen, dass weitere
Behörden ähnliche Sicherheitsprotokolle implementieren, um
ihre Mitarbeiterschaft zu schützen und das Vertrauen der
Bevölkerung in die öffentlichen Dienste zu stärken.
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